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1. 	 Satzung der Stadt Emmerich am Rhein über die Verlängerung der Geltungsdauer 
der bestehenden Veränderungssperre für den Bereich des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanes E 12/2 -Weseler Straße / Südost- vom 13.04.2015 

Aufgrund der §§ 14, 16 und 17 Abs. 1 Satz 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748) sowie der §§ 7 und 41 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. 
Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878) hat der Rat der Stadt Emmerich am Rhein in seiner 
Sitzung am 24.03.2015 die folgende Verlängerung der Geltungsdauer der bestehenden 
Veränderungssperre als Satzung beschlossen: 

§ 1 

Für das im § 2 bezeichnete Gebiet hat der für die Bauleitplanung zuständige Ausschuss für 
Stadtentwicklung des Rates der Stadt Emmerich am Rhein in seiner Sitzung am 09.04.2013 
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. E 12/2 -Weseler Straße / Südost- beschlossen. 

Zur weiteren Sicherung der Planung wird die Geltungsdauer der bestehenden 
Veränderungssperre gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB um ein Jahr verlängert. 

§ 2 

(1) 	 Der von der Veränderungssperre betroffene Planbereich umfasst das Verfahrensgebiet 
des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. E 12/2 -Weseler Straße / Südost
. Die Grenzen des Verfahrensgebietes werden gebildet 

•	 im Westen durch die östliche Straßengrenze der Weseler Straße (L 90), 

•	 im Norden durch die südliche Grenze des Entwässerungsgrabens auf der Südseite 
der Netterdensche Straße sowie die nordöstliche Grenze des Weges „Vorwerk“, 

•	 im Osten durch die Gewässer „Tote Landwehr“ und „Löwenberger Landwehr“ 

•	 im Süden durch die Nordseite der Eisenbahnlinie Oberhausen - Arnheim. 

Das Verfahrensgebiet umfasst die Grundstücke  

Gemarkung Emmerich, Flur 12, Flurstücke	 46, 67, 75 bis 77, 86 bis 88, 93, 102, 
103, 105, 106, 604 

Gemarkung Emmerich, Flur 13, Flurstücke	 48 bis 57, 86, 186, 187, 252, 272 
     bis 274, 309, 310, 358 bis 361,
     414, 415, 499, 500, 502, 515, 516, 
     532 bis 537, 553, 559, 

Gemarkung Klein-Netterden, Flur 7, Flurstück 	 56. 

(2) 	 Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ist in der nachfolgenden 
Planskizze mit einer Strichlinie kenntlich gemacht. 
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§ 3 


(1) 	 In dem von der Veränderungssperre betroffenen Planbereich dürfen nach § 14 Abs. 1 
BauGB 

a) 	 Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 
nicht beseitigt werden, 

b) 	 erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs
oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

(2) 	 Ausnahmen von der Veränderungssperre können nach § 14 Abs. 2 BauGB 
zugelassen werden, wenn überwiegende öffentliche Belange dem Vorhaben nicht 
entgegenstehen. Die Entscheidung über die Ausnahme trifft die 
Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 

(3) 	 Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt 
worden sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des 
Bauordnungsrechtes Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem 
Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
von der Veränderungssperre nicht berührt. 

Hinweise 

Gemäß § 18 Abs. 3 Satz 2 BauGB wird auf folgende Bestimmungen hingewiesen: 

Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der 
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB hinaus, ist den Betroffenen 
für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine angemessene Entschädigung in Geld zu 
leisten. 

Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in § 18 Abs. 1 Satz 
1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der 
Gemeinde Emmerich am Rhein beantragt (§ 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB). Auf die 
Vorschrift des § 44 Abs. 4 i.V.m. § 18 Abs. 3 Satz 1 BauGB zum Erlöschen des Entschädi
gungsanspruchs wird hingewiesen. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung der Stadt Emmerich am Rhein über die Verlängerung der Gel
tungsdauer der bestehenden Veränderungssperre für den Bereich des in Aufstellung befind
lichen Bebauungsplanes E 12/2 -Weseler Straße / Südost- vom 13.04.2015 wird hiermit ge
mäß § 7 Abs. 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der derzeitig gültigen 
Änderungsfassung öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung der 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
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beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
 wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, 13.04.2015 
Der Bürgermeister 

Johannes Diks 

2. Bekanntmachung der Bezirksregierung Düsseldorf nach § 10 Abs. 3 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG)  i. V. m. § 8 Abs. 1 der 9. Bundes-Immissions
schutzverordnung (BImSchV) sowie § 4 Abs. 1 der Industriekläranlagen – 
Zulassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) 

     Antrag nach § 16 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch   
     Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes- 
     Immissionsschutzgesetz – BImSchG) der Nordrheinische Erdgastransportleitungs
     gesellschaft mbH & Co. KG (NETG) auf Erteilung einer Genehmigung zur wesentlichen 

Änderung der Erdgasverdichterstation Elten durch Errichtung und Betrieb einer 
     katalytischen Abgasreinigung für die Maschineneinheit ME 1400 in Emmerich-Elten       

Auf der Grundlage von § 10 Abs. 3 BImSchG in Verbindung mit den §§ 8 und 9 der Neunten 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9. BImSchV) wird 
Folgendes bekannt gegeben: 

Die Firma Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG hat mit Datum 
vom 18.08.2014 bei der Bezirksregierung Düsseldorf als zuständiger Genehmigungsbehörde
einen Antrag auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16 zur wesentlichen Änderung der 
Erdgasverdichterstation durch Errichtung und Betrieb Errichtung einer katalytischen 
Abgasreinigung für die Maschineneinheit ME 1400 (Erdgasturbine) gestellt. 

Die Anlage soll auf dem Werksgelände der Firma Nordrheinische 
Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG, Wehler Königsweg  51 in 46446 
Emmerich, Gemarkung Elten, Flur 2, Flurstück 1024 errichtet und ab Oktober 2015 in Betrieb 
genommen werden. Gegenstand des Antrages sind folgende Errichtungsmaßnahmen: 

•	 katalytische Abgasreinigung für die Maschineneinheit ME 1400, 
•	 Reduktionsmitteltank (35 m³ Ammoniakwasser; 25%-ige-Lösung) und VAwS-


Verladefläche, 

•	 Neues Brenngas- und Heizsystem (inklusive neuem Gebäude (M&R-Gebäude ME 

1400) 
•	 Brenngas-Vorwärmung 
•	 Ersatzteillager (östlich Verdichterhalle 1). 
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Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung gemäß §§ 16 Abs. 1 BImSchG in 
Verbindung mit Nr. 1.4.1.1 der 4. BImSchV, da es sich um eine der dort genannten 
Energieerzeugungsanlagen (Gasturbine mit einer Feuerungswärmeleistung von insgesamt 
mehr als 50 MW) handelt. 

Gleichzeitig beantragt die Unternehmerin die Änderung der wasserrechtlichen Erlaubnis 
gemäß §§ 8, 9, 10, 11 und 57 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 19.12.2012 (Az.: 54.07.04.KLE-511/129 zur Einleitung 
von Niederschlagswasser vom Betriebsgelände Wehler Königsweg 51 in 46446 Emmerich am 
Rhein in das Grundwasser (Versickerung). Durch das Vorhaben vergrößert sich die an eine 
Versickerungsmulde angeschlossene Dachfläche um 527 m². 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG sowie gem. § 4 Abs. 1 der Verordnung 
zur Regelung des Verfahrens bei Zulassung und Überwachung industrieller 
Abwasserbehandlungsanlagen und Gewässerbenutzungen (Industriekläranlagen – 
Zulassungs- und Überwachungsverordnung – IZÜV) öffentlich bekannt gemacht. 

Die dem immissionsschutzrechtlichen Antrag beigefügten wasserrechtlichen Erläuterungen 
entsprechen inhaltlich in allen relevanten Teilen dem Antrag zur Änderung der 
wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8, 9, 10, 11 und 57 WHG, so dass für das 
immissionsschutzrechtliche und das wasserrechtliche Verfahren eine gemeinsame
Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgen kann. 

Die Antragsunterlagen liegen in der Zeit vom 30.04.2015 bis einschließlich 29.05.2015 an 
folgenden Stellen zur Einsicht aus: 

Bezirksregierung Düsseldorf, Zimmer 240a, Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf 
Montag bis Freitag von 09.00 bis 12.00 Uhr 
und 13.00 bis 16.00 Uhr 

Stadtverwaltung Emmerich, Rathaus, Zimmer 206 (2. OG, Altbau), Geistmarkt 1, 46446 
Emmerich am Rhein, 
Montag bis Freitag von 08.30 Uhr bis 12.15 Uhr 
Montag bis Mittwoch von  14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 
Donnerstag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

Darüber hinaus sind die Antragsunterlagen auch im Internet unter der Adresse 
www.brd.nrw.de einzusehen. 

Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG und § 12 der 9. BImSchV können etwaige Einwendungen 
gegen das Vorhaben schriftlich bei der Bezirksregierung Düsseldorf oder bei den übrigen 
Auslegungsstellen innerhalb der Einwendungsfrist vom 30.04.2015  bis 12.06.2015 
vorgebracht werden. 

Mit Ablauf dieser Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Einwendungen, die auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen, sind vor den ordentlichen Gerichten geltend zu machen (§ 10 
Abs. 3 BImSchG). 

Gemäß § 3a Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
NRW (VwVfG NRW) sind Einwendungen, die per E-Mail erhoben werden, nur zulässig, wenn 
sie mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes 
versehen sind. Eine Signierung mit einem Pseudonym ist nicht zulässig. Die Bezirksregierung 
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Düsseldorf hat hierzu eine elektronische Zugangsmöglichkeit über ein elektronisches 
Gerichts- und Verwaltungspostfach eröffnet. Wegen der diesbezüglichen 
Zugangsvoraussetzungen wird auf die Internetveröffentlichung unter 
www.brd.de/wirueberuns/EGVP.html verwiesen. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Erhebung einer Einwendung durch „einfache“ E-Mail nicht der erforderlichen Form genügt und 
auch keine Berücksichtigung finden kann. 

Die Einwendungen müssen neben dem Namen auch die volle leserliche Anschrift der 
Einwenderinnen und Einwender enthalten. Es wird darauf hingewiesen, dass Einwendungen 
von Einwendern, die nicht schriftlich erhoben wurden bzw. deren Namen oder Adressen 
unleserlich sind, nicht berücksichtigt werden können. 

Darüber hinaus müssen die Einwendungen erkennen lassen, wieso das Vorhaben für 
unzulässig gehalten wird und in welcher Weise die Genehmigungsbehörde bestimmte 
Belange in ihre Prüfung einbeziehen soll. Bei Nachbareinwendungen muss darüber hinaus 
zumindest das als gefährdet angesehene Rechtsgut (z. B. Leib, Leben und Gesundheit oder 
Eigentum) angegeben werden. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter gleich lautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Einwendungen), 
gilt derjenige Unterzeichner als Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin mit seinem 
Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von 
ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. 
Gleichförmige Einwendungen, die die oben genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf 
jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten, können unberücksichtigt bleiben. 
Gleiches gilt, wenn der Vertreter keine natürliche Person ist. 

Die Einwendungen werden an die Antragstellerin sowie an die beteiligten Behörden, soweit 
deren Aufgabenbereich von den Einwendungen berührt ist, weitergegeben. Auf Verlangen der 
Einwender/innen werden jedoch deren Namen und Anschrift vor der Weiterleitung unkenntlich 
gemacht, soweit diese Angaben nicht zur ordnungsgemäßen Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens erforderlich sind. 

Von der Durchführung eines Erörterungstermins wird nach § 16 Abs. 1 der 9. BImSchV 
abgesehen, wenn 

1. 	 Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig erhoben worden sind, 
2. 	 die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zurückgenommen worden sind, 
3. 	 ausschließlich Einwendungen erhoben worden sind, die auf besonderen


privatrechtlichen Titeln beruhen oder 

4. 	 die erhobenen Einwendungen nach der Einschätzung der Behörde keiner Erörterung 

bedürfen. 

Der Wegfall des Erörterungstermins nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 9. BImSchV tritt von 
Rechts wegen ein und wird nicht öffentlich bekannt gemacht.  

Die Entscheidung i. S. v. § 16 Abs. 1 Nr. 4 der 9. BImSchV trifft die Genehmigungsbehörde im 
Rahmen einer Ermessensentscheidung nach § 10 Abs. 6 BImSchG und § 12 Abs. 1 Satz 2 
der 9. BImSchV. Sollte ein Erörterungstermin aufgrund dieser Ermessensentscheidung nicht 
durchgeführt werden, wird die Entscheidung öffentlich bekannt gemacht. 
Sofern die Genehmigungsbehörde einen Erörterungstermin durchführt, wird der Beginn der 
Erörterung der Einwendungen bestimmt auf Donnerstag, den 25.06.2015, 10:00 Uhr. Die 
Erörterung findet statt im Kolpinghaus Elten, Sonderwykstraße 10, 46446 Emmerich am 
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Rhein, (Tel. 02828 2359). Zum Erörterungstermin wird nicht gesondert geladen. Die 
Erörterung der Einwendungen gegen den immissionsschutzrechtlichen Antrag ist öffentlich (§ 
18 der 9. BImSchV); die Erörterung der Einwendungen gegen den wasserrechtlichen Antrag 
findet nicht öffentlich statt (§ 68 Abs. 1 VwVfG NRW). 

Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen 
werden, so wird sie unterbrochen und am nächsten und/oder den folgenden Tagen 
weitergeführt. Der Termin für die Weiterführung der Erörterung wird jeweils bei Unterbrechung 
der Erörterung an dem Tag, an dem diese nicht abgeschlossen werden kann, den 
Teilnehmern mitgeteilt. Eine weitere besondere Bekanntmachung erfolgt nicht. 

Durch die Teilnahme an dem Erörterungstermin entstehende Kosten werden nicht erstattet. 
Es wird darauf hingewiesen, dass fristgerecht erhobene Einwendungen auch bei Ausbleiben 
des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. 
Die Zustellung der Entscheidung an die Personen, die Einwendungen erhoben haben, kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Bekanntmachung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
Verbindung mit den Ziffern Nr. 1.4.1.2, Spalte 2 (Gasturbine) sowie die Nr. 9.3.2, Spalte 2 
(Lagerung von Ammoniakwasser) der Anlage 1 zum UVPG und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 
UVPG ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn das Vorhaben nach 
Einschätzung der zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in Anlage 2 zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprüfung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen durch das beantragte Vorhaben nicht zu erwarten sind. 

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass für das beantragte Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

Bezirksregierung Düsseldorf     Düsseldorf, den 14.04.2015 
53.01-100-53.0095/14/1.4.1.1 

Im Auftrag 
gez. 
Schneiderwind 
Zinndorf 
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3. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Herrn Johannes Verboom       

Der Bußgeldbescheid vom 29.04.2014 Aktenzeichen:  091175045 

An 
Herrn 
Johannes Verboom 
geb. am 07.03.1966 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Waalhaven 1 K 
6541 AG Nijmegen 
Niederlande 

wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 

Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 
Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises, abgeholt 
oder eingesehen werden. 

Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 08.04.2015 

Im Auftrag 
gez. Runge 

4. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Frau Chantal Mars 

Der Bußgeldbescheid vom 12.06.2014 Aktenzeichen:  091190664 

An 
Frau 
Chantal Mars 

- 9 -



Emmericher Amtsblatt – Ausgabe 8 – Jahrgang 2015 – vom 20. April 2015 

geb. am 03.06.1971 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Mierlostraat 97 
6844 DX Arnhem 
Niederlande 

wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 

Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 

Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises, abgeholt 
oder eingesehen werden. Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 08.04.2015 

Im Auftrag 
gez. Runge 

5. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Herrn Laurentius Verstegen    

Der Bußgeldbescheid vom 25.06.2014 Aktenzeichen:  091196174 

An 
Herrn 
Laurentius Verstegen 
geb. am 23.05.1966 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Broekhuizenstraat 22 
7031 GZ Wehl 
Niederlande 

wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 
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Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 

Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises, abgeholt 
oder eingesehen werden. 

Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 08.04.2015 

Im Auftrag 
gez. Runge 

6. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Frau Ardina Rutten   

Der Bußgeldbescheid vom 20.05.2014 Aktenzeichen:  091187701 

An 
Frau 
Ardina Rutten 
geb. am 25.04.1964 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Slawijkseweg 9 
7077 AM Netterden 
Niederlande 

wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 

Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 
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Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises, abgeholt 
oder eingesehen werden. 

Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 08.04.2015 

Im Auftrag 
gez. Runge 

7. Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides gemäß §10 des 
Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) an Frau Teuni van de Weerd   

Der Bußgeldbescheid vom 25.06.2014 Aktenzeichen:  091179903 

An 
Frau 
Teuni van de Weerd 
geb. am 17.09.1954 

letzter bekannter Aufenthaltsort: 
Pr Beatrixlaan 1 
3958 XJ Amerongen 
Niederlande 
wird hiermit gemäß §10 des Landeszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom 07.03.2006 
(GV.NRW.S.94) – in der zurzeit geltenden Fassung – öffentlich zugestellt. 
Wegen des unbekannten Aufenthaltes  der vorgenannten Person, war die Zustellung der 
Verfügung durch die Post gemäß §§ 3 und 4 LZG NRW nicht möglich. Aus diesem Grund ist 
die öffentliche Zustellung gemäß §10 LZG NRW durchzuführen. 

Der Bußgeldbescheid gilt gemäß § 10 Abs. 2 LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung bzw. seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung Fristen in Gang setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können oder durch Terminversäumnisse Rechtsnachteile zu befürchten sind. 

Der Bußgeldbescheid kann bei der Stadt Emmerich am Rhein, Geistmarkt 1, 46446 Emmerich 
am Rhein, Zimmer 226, vom Betroffenen, gegen Vorlage des Personalausweises, abgeholt 
oder eingesehen werden. 

Auskunft zur Sache erteilt Herr Tenbrink oder Frau Jüdick. 

Emmerich am Rhein, den 08.04.2015 

Im Auftrag 
gez. Runge 
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